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Aus der Gutachtenpraxis 
des DNotI

BGB §§ 1018, 1090 
Zulässiger Inhalt einer Dienstbarkeit; Belas-
tungsverbot 

I. Sachverhalt
Im Rahmen eines Windparks bestellt der Eigentümer 
eines Grundstücks eine beschränkte per sönliche Dienst-
barkeit für den Windparkbetreiber. Hiernach hat der Be-
rechtigte das Recht, das belastete Grundstück für Ver-
legung, Betrieb, Unterhaltung und ggf. die Ersetzung 
von elektrischen Versorgungskabeln in Form eines Mit-
telspannungskabelsystems und in Form von Fernmelde-
kabeln in Anspruch zu nehmen. Der Verlauf der Trasse 
ist im Lageplan, der als Anlage zur Bestellungsurkunde 
genommen ist, farbig eingezeichnet. Der Eigentümer 
verpfl ichtet sich, den Bereich links und rechts der zu 
verlegenden Kabel für einen Schutzstreifen von je 2 m 
freizuhalten und keine anderen Nutzungsrechte für die-
sen Bereich zu bewilligen oder zu beantragen.

II. Frage
Ist die Verpfl ichtung, keine anderen Nutzungsrechte für 
den Bereich der Leitungen zu bewilligen oder zu beantra-
gen, als Inhalt der Dienstbarkeit (mit-)eintragungsfähig?

III. Zur Rechtslage
1. Zulässiger Inhalt einer beschränkten persönli-
chen Dienstbarkeit
a) Allgemeines
Die beschränkte persönliche Dienstbarkeit (§  1090 
BGB) kann alles zum Inhalt haben, was Inhalt einer 
Grunddienstbarkeit sein kann. Über eine Grunddienst-
barkeit (§  1018 BGB) kann dem jeweiligen Eigen-
tümer des herrschenden Grundstücks die Benutzung 
des dienenden Grundstücks in einzelnen Beziehungen 
gestattet werden (Benutzungs dienstbarkeit); fer-
ner kann dem jeweiligen Eigentümer des dienenden 
Grundstücks untersagt werden, gewisse Handlungen 
auf diesem Grundstück vorzunehmen (Unterlassungs-
dienstbarkeit) oder bestimmte Rechte auszuüben, die 
sich aus dem Eigentum am belasteten Grundstück dem 
anderen gegenüber ergeben (Ausschlussdienstbarkeit). 

Die Einordnung einer Dienstbarkeit in die vorgenannten 
Kategorien und die daraus abgeleiteten Zulässigkeitser-
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fordernisse sind naturgemäß nicht in das Belieben der 
Beteiligten gestellt, sondern bestimmen sich auf Grund-
lage einer materiell-rechtlichen Betrachtung nach dem 
konkreten Regelungsgehalt der Dienstbarkeit. Daher 
können Unterlassungspfl ichten u.  E. nicht einschrän-
kungslos und mit beliebi gem Inhalt als unselbständiges 
Annexrecht einer Benutzungsdienstbarkeit vereinbart 
werden, sondern müssen – unabhängig davon, ob es 
sich bei wirtschaftlicher Betrach tung um untergeordne-
te Nebenpfl ichten handelt – den inhaltlichen Anforde-
rungen an eine Unterlassungsdienstbarkeit genügen. 
Der Sache nach stellt die (einheitliche) Dienstbarkeit in 
diesem Fall nämlich eine Kombination aus Benutzungs- 
und Unterlassungs dienstbarkeit dar, sodass abhängig 
vom konkreten Regelungsgegenstand jeweils die Zuläs-
sigkeitserfordernisse der materiell-rechtlich einschlägi-
gen Gestaltungs variante zu beachten sind.

Bei einer Unterlassungsdienstbarkeit (§  1018 Var.  2 
BGB) darf der Eigentümer des dienenden Grund-
stücks auf seinem Grundstück gewisse Handlungen 
nicht vornehmen, die er sonst wegen seines Eigen-
tumsrechts gem. §  903 BGB tätigen dürfte (vgl. 
Staudinger/Weber, BGB, 2017, §  1018 Rn.  75, 77 
m.  w.  N., Rn. 105). Charak teristisch ist, dass dem 
Untersagungsrecht des Berechtigten die Unterlassungs-
pfl icht des belasteten Eigen tümers entspricht. Dabei er-
gibt sich aus dem Tatbestandsmerkmal „gewisse Hand-
lungen“ (§ 1018 BGB) – neben einer qualitativen und 
quantitativen Beschränkung nach bestimmten Anforde-
rungen – das Gebot zur Wahrung des sachenrechtlichen 
Bestimmtheitsgrundsatzes (Staudinger/Weber, § 1018 
Rn. 105). In qualitativer Hinsicht dürfen nur bestimm-
te tatsächliche (grundstücksbezogene) Handlun-
gen verbo ten, nicht hingegen die rechts geschäftlichen 
Befugnis se – insbesondere die Verfügungsfreiheit – 
beschränkt werden (Staudinger/Weber, § 1018 Rn. 77, 
105). Daneben ist die qua litative Beschränkung zu be-
achten, dass das Verbot dem Eigentümer nicht sämt-
liche Nutzungen verwehren darf (Schöner/Stöber, 
Grundbuchrecht, 15. Aufl . 2012, Rn. 1131  ff .; Stau-
dinger/Weber, §  1018 Rn.  105). Der sachenrechtliche 
Be stimmtheitsgrundsatz lässt sich z.  B. dadurch wah-
ren, dass die verbotenen Hand lungen im Detail aufge-
zählt oder die dem Eigentümer allein noch mög lichen 
Handlungen umschrieben werden (Staudinger/Weber, 
§ 1018 Rn. 105). 

b) Vorliegender Fall
Soweit es dem Eigentümer untersagt sein soll, sein 
Eigentum zu belasten, indem er weitere Nutzungsrech-
te an einer näher defi nierten realen Grundstücksteilfl ä-
che zur Eintragung in das Grundbuch bewilligt und/
oder beantragt, richtet sich der Inhalt der Dienstbarkeit 
auf eine rechtliche Verfügungsbeschränkung. Dies ist 

nach oben Gesagtem nicht möglich. Auch eine Einord-
nung als dinglich wirkende Annexregelung im Zusam-
menhang mit der (zulässigen) Benutzungsdienstbarkeit 
zu Verlegung, Betrieb und Unterhaltung von elektri-
schen Versorgungskabeln kommt aus den vor genannten 
Gründen nicht in Betracht.

Insoweit greift vielmehr § 137 S. 1 BGB ein, wonach 
die Befugnis zur Verfügung über ein veräußerliches 
Recht nicht durch Rechtsgeschäft ausgeschlossen oder 
beschränkt werden kann. Verfügung in diesem Sinne 
ist auch die Belastung eines Grundstücks mit Dienst-
barkeiten. Die Wirksamkeit der Verpfl ichtung, über ein 
solches Recht nicht zu verfügen, wird durch diese Vor-
schrift nicht berührt. Zulässig sind also gem. § 137 S. 2 
BGB nur schuldrechtlich, nicht dinglich wirkende 
Verfügungs verbote. Das zwischen den Parteien verein-
barte Belastungsverbot kann folglich allein als schuld-
rechtliches wirksam sein.

2. Ergebnis
Die Unterlassungsverpfl ichtung ist inhaltlich unzulässig 
und kann daher als dinglicher Inhalt einer Dienstbar-
keit nicht eingetragen werden.

Ehegatten haben ein gemeinsames minderjähriges Kind, 
das an Trisomie 21 leidet. Das Kind wird wegen seiner 
geistigen Behinderung an einer Beurkundung betreff end 
pfl ichtteilsrechtliche Regelungen auch nach Volljährig-
keit nicht teilnehmen können. Die Eltern beabsichtigen 
nun, eine Erbregelung in Form eines klassischen Be-
hindertentestaments zu treff en. Insbesondere wollen sie 
dadurch beim Tod des längerlebenden Elternteils für 
die weitere Lebensdauer des behinderten Kindes sicher-
stellen, dass sich der Lebensstandard des Kindes durch 
die Teilhabe am Nachlass tatsächlich erhöht. Darü-
ber hinaus soll für das Nachversterben des behinder-
ten Kindes eine Vor- und Nacherbfolge angeordnet 
werden, und zwar wegen fehlender Geschwister eine 
solche zugunsten Dritter (z.  B. Patenkinder, Nichten, 
Neff en).

II. Frage
Kann diese Verfügung in einem Behindertentestament 
dergestalt wirksam getroff en werden, dass auch nach 
dem Ableben des Kindes ein Regress der öff entlichen 
Hand in den Nachlass ausgeschlossen ist? 


